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» Die neoliberale Politik sorgt europaweit für 
Massenarmut. Was heute in Südeuropa passiert, 
kann morgen auch in Österreich geschehen. 
Daher ist Mut zum Widerspruch notwendig. «

Josef Stingl
Koch, Innsbruck

GLB-Bundesvorsitzender

Vorarlberg:  27.1.  bis  6.2.2014
Tirol:  27.1.  bis  7.2.2014
Salzburg: 27.1.  bis  7.2.2014
Kärnten:  3.3.  bis  12.3.2014
Wien:  11.3  bis  24.3.2014
Oberösterreich: 18.3  bis  31.3.2014
Steiermark:  27.3.  bis  9.4.2014
Burgenland:  31.3.  bis  9.4.2014
Niederösterreich: 6.5.   bis  19.5.2014
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Zwischen Jänner und Mai 2014 werden die Vollver-
sammlungen der Arbeiterkammern in den neun Bun-
desländern neu gewählt. Trotz fallweiser Kritik haben 
sich die jeweiligen Mehrheitsfraktionen der Länder-
kammern letztlich der Regierungslinie von SPÖ und 
ÖVP untergeordnet und ihren Frieden mit dem „So-
zialpartner“ Wirtschaftskammer gesucht und gefun-
den. Für die AK-Lohnabhängigen hat sich hingegen 
die wirtschaftliche und soziale Lage in den letzten fünf 
Jahren weiter verschlechtert.

Auch wenn die Möglichkeiten der AK beschränkt sind, 
werden sie zur politischen Einflussnahme – etwa durch 
Gesetzesinitiativen – kaum genützt. 

Als reine Serviceorganisation und Interessenvertretung 
bleiben die Kammern trotz eines umfassenden Ange-
bots aber hinter ihren Möglichkeiten zurück. Die Spe-
zifik der Funktion von Arbeiterkammern als gesetzliche 
und Gewerkschaften als freiwillige Interessenvertre-
tung kommt bedingt durch personelle und fraktionelle 
Überschneidungen im Interesse der Lohnabhängigen 
zuwenig zur Geltung.

Der GLB tritt für die offensive Nutzung der politischen 
Möglichkeiten der Arbeiterkammern, vor allem für 
Gesetzesinitiativen, ein. Wir wollen eine konsequente 

Interessenvertretung der Lohnabhängigen in enger 
Zusammenarbeit mit dem ÖGB und eine Absage an 
die institutionalisierte Sozialpartnerschaft. Auch wollen 
wir eine stärkere Vertretung der Pensionist_innen durch 
die Arbeiterkammer.

Die Produktivität der Wirtschaft ist so hoch wie noch 
nie. Ihre rasante Entwicklung ist mit einer immer grö-
ßeren Kapitalkonzentration bei den multinationalen 
Konzernen verbunden. Dem wachsenden Vermögen 
einer kleinen Minderheit steht eine Verschlechterung 
der Lebenslage breiter Bevölkerungsschichten und zu-
nehmende Armut gegenüber. 

Unser Menschenbild orientiert hingegen auf die Ent-
faltung der einzelnen Menschen in einer solidarischen 
Gesellschaft, auf soziale Sicherheit und ein „gutes Le-
ben“ für alle. 

In Umkehrung eines Wirtschaftskammer-Spruches 
gilt demnach „Geht´s den Menschen gut, geht’s 
auch der Wirtschaft gut“. Diejenigen, welche die 
Werte schaffen, sollen auch darüber verfügen.

Plattform des GLB zur Arbeiterkammerwahl 2014
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GLB
GLB - unabhängig von Kapital 
und Regierung!
Der neoliberale Kapitalismus wird von einer Politik 
unterstützt, die sich auf Sachzwänge beruft und Alter-
nativen ausschließen will. Umso wichtiger ist es, Wi-
derspruch gegen diese Entwicklung anzumelden und 
zum Widerspruch aufzufordern. Daher bedarf es mehr 
denn je einer Kraft in Arbeiterkammer und Gewerk-
schaft, die sowohl von den Unternehmern als auch 
von der Koalitionsregierung und den Parlamentspar-
teien unabhängig ist. Eine solche Kraft ist der Gewerk-
schaftliche Linksblock:

Unternehmern und Regierung, aber auch ge-
gen die Beschwichtigungspolitik und sozial-
partnerschaftliche Unterordnung der Spitzen 
von Arbeiterkammer und Gewerkschaft.

…ist die Stimme aus dem Betrieb und bei 
vollem Bekenntnis zur konstruktiven Zusam-
menarbeit in der gesetzlich verankerten Ar-
beiterkammer und im überparteilichen ÖGB 
eine konsequente linke Opposition.

…tritt für eine Umverteilung des gesellschaft-
lichen Reichtums zugunsten jener, die ihn 
durch ihre Arbeit schaffen, und zugunsten 
der großen Mehrheit der Bevölkerung und 
damit für soziale Gerechtigkeit ein. Eine sol-
che Umverteilung muss durch eine aktive 
Lohnpolitik, durch die Steuerpolitik, bei der 
Arbeitszeit und in allen anderen gesellschaft-
lichen Bereichen erfolgen.

» Soziale Arbeit muss WERT sein und verlangt 
eine umfassende Aufwertung des Sozial- und 
Gesundheitswesens. «

Rosalia Krenn 
Sozialarbeiterin 

BR Lebenshilfe Salzburg

…lehnt sozialpartnerschaftliche Packelei und 
Unterordnung unter Regierung und Kapital 
strikt ab und orientiert sein Handeln aus-
schließlich an den Interessen der unselb-
ständig Beschäftigten, Prekarisierten und Er-
werbsarbeitslosen.

…unterstützt den Widerstand gegen Sozial-
abbau, Arbeitsplatzvernichtung und Euro-
Sanierung, gegen die Belastungspolitik von 
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Seit Jahren greift die „soziale Kälte“ um sich: Den 
Menschen wird von Politik, Medien und Expert_innen 
eingetrichtert, dass soziale Leistungen nicht mehr fi-
nanzierbar seien. Eigenvorsorge und Verzicht wird ge-
fordert. Almosenverteilung soll verhindern, über die 
Hintergründe nachzudenken. Im Kapitalismus werden 
die Menschen immer stärker zu bloßen Produktions- 
und Konsumfaktoren degradiert, zum Anhängsel der 
Profitmaximierung gemacht. Der gesellschaftliche Aus-
gleich und die Solidarität bleiben dabei auf der Stre-
cke. 

Die kapitalistische Globalisierung ordnet alle Lebens-
bereiche den Profitinteressen unter und zerstört sozi-
ale Errungenschaften. Die neoliberale Politik findet 
in Bund, Ländern und Gemeinden, aber auch in Ar-
beiterkammern und Gewerkschaften durch die etab-
lierten Parteien und Fraktionen ihren Niederschlag. 
Lautstark ausgetragene öffentliche Differenzen sollen 
dies ebenso wie ihre zunehmende Austauschbarkeit 
verdecken.

Die Finanzkrise von 
2008 hat eine anhal-
tende Wirtschaftskrise 
in der Realwirtschaft 
ausgelöst und bestätigt 
die Krisenanfälligkeit 
des Kapitalismus. Ein 

zaghafter Wirtschaftsaufschwung kam nicht zur Wir-
kung. Die Jubelmeldungen über eine im EU-Vergleich 
niedrige Arbeitslosigkeit verdecken die wachsende 
Prekarisierung durch die rapide Zunahme atypischer 
Arbeitsverhältnisse. Lohndumping und Sozialabbau 
verunsichern die Menschen. 

Milliarden aus Steuergeldern für die Rettung infolge 
von Spekulationsgeschäften maroder Banken haben 
die Verschuldung der Staaten dramatisch erhöht. Als 
Konsequenz werden nicht etwa die Banken vergesell-
schaftet, sondern Löhne gekürzt, Sozialleistungen ab-
gebaut, öffentliches Eigentum privatisiert, erhöht sich 
die Arbeitslosigkeit, während der Reichtum einer Min-
derheit weiter zunimmt. Was heute in Griechenland, 
Spanien oder Portugal schon aktuell ist kann morgen 
auch in Österreich Realität werden. 

Die politischen Möglichkeiten der Arbeiterkammern 
sind beschränkt. Sie werden freilich durch Verzicht auf 
eine kraftvolle Einflussnahme auf die Gesetzgebung 
und die Zustimmung von Spitzengewerkschafter_innen 
im Parlament zu unsozialen Maßnahmen und Belas-
tungspaketen zusätzlich eingeschränkt. Wesentliche 
Kompetenzen der österreichischen Politik wurden mit 
Zustimmung von Regierung und Parlament an die EU 
abgegeben. Auch bei der Arbeiterkammerwahl geht es 
daher letztlich um die großen allgemeinen Fragen. 

So 
schaut‘s 
aus…
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Arbeits-
markt

Regierung und Sozialpart-
ner beschönigen die Si-
tuation am Arbeitsmarkt. 
4,3 Prozent Arbeitslosig-
keit werden als de facto 
Vollbeschäftigung ver-
kauft, 240.000 Arbeits-
lose zuzüglich 72.000 in 

Schulungen werden ebenso als 
normal empfunden wie der Umstand, dass jährlich 
800.000 Menschen ständig oder zeitweise von Ar-
beitslosigkeit betroffen sind. An die Stelle vollwertiger 
und sozial abgesicherter treten immer mehr atypische 
und prekäre Arbeitsverhältnisse.

Der GLB fordert: 
Mehr öffentliche Investitionen und Erhöhung der 
Kaufkraft zur Stärkung des Arbeitsmarktes. 
Einschränkung der Leiharbeit. 
Verbot von Kettenverträgen.

■

■

■
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Produktivität und Entlohnung*

* 1992 bis 2012, kumulierter Zuwachs bzw. Rückgang in Prozent
Quelle: WIFO-Datenbank (Juni 2013), AK OÖ, Produktivität = Reales 
Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstätigem; Preisbereinigter Brutto- und 
Nettolohn je Beschäftigungsverhältnis. 

Pro
duktiv

itätszu
wachs

+25,8%

Realer Lohnzuwachs
+4,0%

-2,4%

Der reale Durchschnittslohn ist 2012 brutto 
nur um vier Prozent höher und netto sogar 
weniger wert als 20 Jahre zuvor. Die Arbeit 
der Erwerbstätigen ist  im Schnitt aber um 

rund 26 Prozent ergiebiger als 1992

201220092000

brutto
netto



Arbeits-
zeit

Einkom-
men

» Durch selbstgeschaffene Sachzwänge hat sich 
die Politik selber entmachtet und handelt nur mehr 
auf Zuruf der Banken und Konzerne. «

Kurt Luttenberger 
Angestellter 

BR BFI Steiermark, AK-Rat, Gemeinderat Graz

Vor 30 Jahren forder-
te der ÖGB erstmals 
die 35-Stundenwoche, 
real steht Österreich 
mit 41,8 Wochenstun-
den an der EU-Spitze 
bei der längsten Ar-
beitszeit. 

Jährlich 303 Millionen Überstunden, davon 67 Milli-
onen unbezahlt und ohne Zeitausgleich, würden rech-
nerisch 150.000 Arbeitsplätze bedeuten. Mit Zustim-
mung des ÖGB wurde die Arbeitszeit flexibilisiert und 
weiter verlängert. Teilzeitarbeit, Arbeit auf Abruf gel-
ten als normal, Nachtarbeit und Schichtarbeit werden 
für noch mehr Profit ausgeweitet. Die Angriffe auf die 
Wochenendfreizeit und den freien Sonntag verstärken 
sich. Die Arbeitszeitpolitik steht auch in engem Zusam-
menhang mit der Lohnpolitik.

Der GLB fordert: 
30-Stundenwoche mit vollem Lohn- und Personal-
ausgleich. 
Reduzierung der Öffnungszeiten im Handel. 
Keine Sonn- und Feiertagsöffnung. 
Sechs Wochen Urlaub für alle.

■

■

■

■

Obwohl mittlerweile pro 
Kopf zweitreichstes Land der 
EU rangiert Österreich bei 
den Durchschnittseinkom-
men deutlich abgeschlagen. 
Durch die defensive Lohnpo-
litik des ÖGB stagnieren die 
Realeinkommen seit Jahren. 

15 Prozent der Beschäftigten, 
zumeist Frauen, erhalten nur einen Niedriglohn. Die 
bescheidenen Lohn- und Gehaltserhöhungen werden 
durch eine wachsende Teuerung aufgefressen. Die 
Angriffe auf die angeblich zu hohen Lohnnebenkosten 
werden fortgesetzt.

Der GLB fordert: 
Offensive Lohnpolitik mit Abgeltung von Teuerung 
und Produktivitätszuwachs. 
Gesetzlicher Mindestlohn von zehn Euro pro Stun-
de. 
Ablehnung eines Kombilohnes. 
Lohnnebenkosten sind Sozialleistungen und dür-
fen nicht gekürzt werden. 
Preisregelungen für Wohnen, Grundnahrungsmit-
tel und Energie.

■

■

■

■

■
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Lohnabhängige, die ihnen 
zustehende Leistungen wie 
Arbeitslosengeld in An-
spruch nehmen, werden 
zunehmend vom AMS 
drangsaliert und in oft 
sinnlose Kurse gesteckt, 
von manchen Medien 

und rechten Parteien gar als 
„Sozialschmarotzer“ diffamiert. Erschwerend ist, dass 
vor allem in ländlichen Gegenden oftmals die erfor-
derlichen öffentlichen Kinderbetreuungseinrichtungen 
nicht vorhanden sind oder deren Öffnungszeiten nicht 
auf die Arbeitszeiten der Eltern abgestimmt sind.

Der GLB fordert: 
Erhöhung des Arbeitslosengeldes auf 80 Prozent 
des Aktivbezuges, Verlängerung der Bezugsdauer, 
Entkoppelung vom Partner_inneneinkommen. 
Mehr AMS-Personal und bessere Ausbildung. Om-
budspersonen für AMS-Beschwerden. 
Bundesweit einheitliche Mindestsicherung in Höhe 
der Armutsgrenze ohne Zwangsarbeit und Rück-
vergütung. 
Volle soziale Absicherung für alle Arbeitsverhält-
nisse.

■

■

■

■

Die Finanzierung von 
sozialstaatlichen Leis-
tungen bleibt hinter 
dem tatsächlichen 
Bedarf zurück. Da-
durch werden An-
gebote wie soziale 
Dienste, Hauskran-

kenpflege, Altenbetreuung 
usw. ausgehöhlt. Sie können nicht mehr den Bedarf 
der Menschen abdecken. Gleichzeitig verschlechtern 
sich jährlich die Arbeits- und Entgeltbedingungen für 
die im Sozialbereich tätigen Menschen.

Der GLB fordert: 
Offensiver Ausbau der sozialstaatlichen Angebote 
und Erhöhung des Sozialbudgets. 
Höhere Einkommen und bessere Arbeitsbedin-
gungen für im Sozialbereich tätige Menschen.

■

■

» Es gibt auch ein Leben neben der Arbeit, 
nur muss dieses leistbar sein. «

Heike Fischer
Diplompädagogin

BRV Zentrum Spattstraße Linz

Soziale 
Dienste

Sozial-
politik
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» Es kann nicht sein, dass 
neue Beschäftigte bei 
den Wiener Linien mit 
immer schlechteren KV ś 
eingestellt werden.

Das führt zur 
Entsolidarisierung der 
Belegschaft. Gleiches 
Recht für alle - und das auf 
hohem Niveau. «

Eva Harrer
BR Wiener Linien

Das Kindergeld brach-
te zwar für manche 
Gruppen eine Verbes-
serung, führte letztlich 
aber zu einer weiteren 
Verdrängung von Frau-
en von qualifizierten Ar-
beitsplätzen in prekäre 
Arbeitsverhältnisse. Die 
Vereinbarkeit von Beruf und Familie ist durch fehlende 
oder nicht ausreichende Kinderbetreuungseinrich-
tungen nicht gewährleistet. Die Familienbeihilfe wurde 
seit 2000 nicht mehr erhöht und verliert ständig an 
Wert.

Der GLB fordert: 
Wertausgleich für die Familienbeihilfe und jähr-
liche Erhöhung zumindest in Höhe der Inflations-
rate. 
Schaffung ausreichender Kinderbetreuungsein-
richtungen und Mitfinanzierung durch die Unter-
nehmen, die ja die Nutznießer der berufstätigen 
Eltern sind. 
Einführung eines verpflichtenden „Papamonats“. 
Ausbau der ganztägigen Kinderbetreuung. 
Gratiskindergarten in allen Bundesländern.

■

■

■

■

■

Familie
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Gesund-
heit

Die Pensionsreform der 
schwarzblauen Regierung 
brachte einen tiefen Ein-
schnitt, wurde jedoch von 
der rotschwarzen Regie-
rung nicht zurückgenom-
men. Der Staat entzieht 
sich zunehmend der Mitfi-

nanzierung und ist für die ASVG-
Versicherten weit von einer Drittelfinanzierung entfernt. 
Immer stärker werden Lohnabhängige bei der privaten 
Pensionsvorsorge und auch bei der Abfertigung Neu 
den Risiken des Finanzmarktes ausgeliefert.

Der GLB fordert: 
Pension nach 40 Versicherungsjahren ohne Ab-
schläge mit 80 Prozent des besten Aktivbezuges 
ohne Pensionsautomatik. 
Jährliche Pensionsanpassung mindestens in Höhe 
der Teuerung. 
Einhaltung der zugesicherten Drittelfinanzierung 
des Staates für die Pensionen. 
Rückführung der betrieblichen Pensionsvorsorge 
sowie der Abfertigung vom Kapitalmarkt auf das 
Umlagensystem. 
Sozialversicherungs-Malus für Unternehmen die 
Beschäftigte ab 50 Jahren kündigen. 
Keine Anhebung des Frauenpensionsantrittsal-
ters solange nicht gleicher Lohn für gleiche und 
gleichwertige Arbeit verwirklicht ist. 
Keine mit deutlichen Einkommensverlusten ver-
bundene vorzeitige Pensionierung unter Druck von 
Unternehmen. 
Einführung einer gesetzlichen Mindestpension in 
Höhe der Armutsgrenze unabhängig von den Ver-
sicherungszeiten.

■

■

■

■

■

■

■

■

Pension

» In den 1970er Jahren 
bedeutete Reform noch 
Hoffnung, heute ist der 
Begriff zur gefährlichen 
Drohung verkommen. «

Christian Ringl
Arbeiter

BR Brauunion Schwechat 
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Was
will
der 
GLB

Die „Reform“ des Ge-
sundheitswesens zielt auf 
eine Zwei-Klassen-Me-
dizin. Bereits jetzt haben 
Selbstbehalte und Eigen-
finanzierung ein enormes 
Ausmaß erreicht. Private 
Interessenten wittern im 

Spitalsbereich satte Profite. Die 
Pharmakonzerne kassieren aufgrund überzogener Me-
dikamentenpreise ab.

Der GLB fordert: 
Sicherung der Gesundheitsfinanzierung durch eine 
Wertschöpfungsabgabe.
Abschaffung der Selbstbehalte.
Wertausgleich und jährliche Anpassung beim Pfle-
gegeld.
Erhaltung und Ausbau der Selbstverwaltung der 
Krankenkassen.
Direktwahlen der Vertretungen in den Krankenkas-
sen zur Stärkung der Selbstverwaltung.

■

■

■

■

■

Gesund-
heit

» Sparpolitik und Privatisierung im Gesundheitsbereich 
verschlechtert die Gesundheitsversorgung. Das führt 
zur Zwei- bzw. Drei-Klassen-Medizin und beschert den 
Beschäftigten im Gesundheitswesen noch miesere 
Arbeitsbedingungen. «

Maria Illetschko
BRV Verein „VAGET“ Tirol 11



Nach Abschaffung der 
Vermögens- und Erb-
schaftssteuer, Schaffung 
steuerschonender Privat-
stiftungen und Senkung 
der Körperschaftssteuer 
zahlen Kapital und Ver-
mögen immer weniger 

Steuern. Dafür müssen die Lohn-
abhängigen mit der Lohnsteuer, Mehrwertsteuer und 
Mineralölsteuer einen immer größeren Anteil des Bud-
gets finanzieren. Somit findet eine massive Umvertei-
lung zugunsten der Konzerne und der Reichen statt. 
Mittlerweile 77.600 Millionär_innen mit einem Ver-
mögen von 245 Mrd. Euro, geschätzte 100 Milliarden 
Euro steuerschonend in rund 3.200 Stiftungen sind 
ebenso Ausdruck davon wie die Tatsache, dass ein 
Prozent der Bevölkerung ein Drittel und weitere neun 
Prozent ein zweites Drittel des Vermögens besitzen.

Der GLB fordert: 
Wiedereinführung einer Vermögens-, Erbschafts- 
und Kapitalverkehrssteuer
Umstellung der Unternehmerbeiträge zur Sozial-
versicherung auf eine Wertschöpfungsabgabe. 
Anhebung des Spitzensteuersatzes für große Ein-
kommen. 
Entlastung der mittleren Einkommensgruppen bei 
der Lohnsteuer. 
Entschärfung der „kalten Progression“ durch lau-
fende Anpassung der Steuersätze. 
Erhaltung der begünstigten Besteuerung des 
13./14. Bezuges. 
Anhebung der Negativsteuer für kleine Einkom-
men.

■

■

■

■

■

■

■

Steuer-
politik

12

Allein das reichste 1 Prozent 
besitzt fast ein Viertel 

des Reichtums.

Verteilung des privaten Netto-Reichtums*

5%
4%

40%

50%

23%

25%

14%

36%

3%

Die Hälfte der 
Bevölkerung hat 
nur 3 Prozent des 
Gesamtreichtums.

40% 
der Bevölkerung 
besitzen 
gemeinsam etwas 

mehr als ein 
Drittel des 

Reichtums.

Bevölkerungsanteil Besitzanteil

Die wohlhabenden 
9 Prozent besitzen 

39 Prozent.

0

100

* 2010 (Anteile in Prozent)
Netto-Vermögen=Finanzvermögen plus Sachvermögen minus Kredite, 
Basis private Haushalte, Quelle: ÖNB (HFCS), enttnommen: Schürz



Was
will
der 
GLB

Obwohl der Anteil der Frauen an den Berufstätigen 
wächst kann von einer wirklichen Gleichberechtigung 
noch keine Rede sein. Durch fehlenden Zugang zu 
qualifizierten Berufen und dem Abdrängen in prekäre 
Arbeitsverhältnisse verdienen Frauen bis zu einem 
Drittel weniger als Männer. Auch in leitenden Posi-
tionen sind Frauen nach wie vor die Ausnahme. Vor 
allem aber sind Frauen die Hauptbetroffenen der 

Prekarisierung. Diskriminierung von Frauen ist ein Teil 
der systemischen Gewalt an Frauen, die auch am Ar-
beitsplatz stattfindet.

Frauen

» Prekäre Arbeitsverhältnisse bringen 
Menschen mit Vollzeitbeschäftigung unter 
die Armutsgrenze – hier haben AK und 
ÖGB akuten Handlungsbedarf. «

Brigitte Promberger
Kulturarbeiterin

BR Literaturhaus Salzburg 

Der GLB fordert: 
Gleiche Löhne für Frauen und Männer.
Bevorzugung von Frauen bei Besetzung von Füh-
rungsfunktionen.
Realisierung der Forderungen des von 645.000 
Menschen unterstützten Frauenvolksbegehrens. 
Öffentliche Aufträge oder Förderungen abhängig 
von der Gleichstellung von Frauen in den Betrie-
ben.

■

■

■

■

13



» In der Natur des Menschen liegt es, dass er arbeitet, 
um leben zu können. Im jetzigen System ist das 
Gegenteil der Fall: Menschen müssen (über)leben, um 
dem System zu dienen. 

Ich sehe meine Aufgabe darin, dem entgegenzutreten. «

Stanko Hanin
Zimmerer, Kärnten

Die junge Generation ist 
immer stärker mit Einspa-
rungen  bei Bildung und 
Studium konfrontiert und 
durch den Mangel an si-
cheren Lehrstellen und 
Arbeitsplätzen besonders 
betroffen. Damit ist sie in 

Hinblick auf ihre Lebensperspek-
tive in besonderer Weise verunsichert.

Der GLB fordert: 
Ein Lehrlingseinstellungsgesetz, das Unternehmen 
verpflichtet, im aliquoten Verhältnis zur Beschäftig-
tenzahl Lehrlinge auszubilden. 
Berufsausbildungsabgabe zur Finanzierung der 
Ausbildung bzw. überbetrieblicher Lehrwerkstät-
ten. 
Gesetzliche Regelung für Übernahme der Inter-
natskosten durch den Ausbildungsbetrieb und kos-
tenlose Fahrt für Internatsschüler_innen. 
Strengere Prüfung der Einhaltung des Jugend-
schutzes und höhere Strafen bei Verstößen. 
Ausweitung der Kompetenzen der Jugendvertrau-
ensräte.

■

■

■

■

■

Während man die 
Bedeutung der Bil-
dung für die Zukunft 
der Jugend betont, 
werden die Zu-
gangsmöglichkeiten 
verschärft. Etwa 
durch das Fehlen 

einer grundlegenden Re-
form der Berufsausbildung. Wie überhaupt die Bildung 
zunehmend zur Kostenfrage wird, weil sie vom Staat 
ausgehungert wird und die Konzerne über Drittmittel 
Einfluss nehmen.

Der GLB fordert: 
Einheitliche Gesamtschule für alle 6- bis 14jäh-
rigen und Beseitigung der Bildungssackgassen. 
Eingliederung der Berufsausbildung in das allge-
meine Bildungswesen. 
Berufsausbildungsfonds und Lehrlingseinstellungs-
gesetz. 
Ausreichende Budgetmittel für Schulen und Uni-
versitäten. 
Keine Studiengebühren und Zugangsbeschrän-
kungen an den Universitäten.

■

■

■

■

■

Jugend MigrationBildung
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„Gastarbeiter wurden geholt, Menschen sind gekom-
men“, hieß es in den 1960er Jahren. Nach wie vor 
werden Migrant_innen meist nur als billige Arbeitskraft 
gesehen, werden ihnen grundlegende Rechte verwei-
gert und Integration oft als Unterwerfung verstanden. 
Als Draufgabe betreiben rechtspopulistische Parteien 
massive fremdenfeindliche Hetze.

Der GLB fordert: 
Wer hier lebt, arbeitet, Steuern und Abgaben zahlt 
muss auch alle Rechte, inklusive des Wahlrechts 
haben. 
Gezielte Förderung bedürfnisorientierter Integra-
tionsmaßnahmen auf Kosten der Unternehmen 
bzw. durch die öffentliche Hand. 
Abschaffung der Schubhaft und Schaffung von Ar-
beitsmöglichkeit für Asylwerber_innen. 
Bleiberecht und Hilfestellung bei Familienzusam-
menführungen. 
Entschiedene Maßnahmen gegen fremdenfeind-
liche Hetze. 
Anerkennung von Ausbildungen aus den Her-
kunftsländern.

■

■

■

■

■

■

» Obwohl Österreich zu den 
reichsten Ländern der Erde 
zählt, werden Sozialbudgets 
laufend verknappt und 
sozialstaatliche Leistungen 
reduziert. 
Paradoxerweise geben 
uns die Politikerinnen und 
Politiker die Schuld an 
dieser Mangelsituation, und 
anstatt zu fragen wohin 
der wachsende Reichtum 
verschwindet, glauben wir 
einfach daran. «

Thomas Erlach
Praxeologe

BRV Exit-Sozial Linz

Migration
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Ausgehend von den Libe-
ralisierungsvorgaben von 
EU und WTO und den 
Dogmen des Neolibera-
lismus begann Ende der 
80er Jahre auch in Öster-
reich eine massive Priva-

tisierungswelle. Die Verstaatlichte 
wurde mit weitgehender Zustimmung von ÖGB und 
AK zerschlagen und verkauft, in der Energiewirtschaft 
haben sich die EU-Atomkonzerne eingekauft, Bund, 
Länder und Gemeinden haben wichtige Bereiche pri-
vatisiert. Damit ergaben sich nicht nur massive Ver-
schlechterungen für die Beschäftigten dieser Unterneh-
men, sondern auch negative Auswirkungen auf viele 
Regionen und politische Gestaltungsmöglichkeiten 
gingen verloren. Die Privatisierung ist auch eine der 
Ursachen der Teuerung.

Der GLB fordert: 
Die Infrastruktur (Energie, Verkehr, Wasser, Bil-
dung, Gesundheit, Pensionsfinanzierung…) muss 
im öffentlichen Eigentum bleiben. 
Kein Ausverkauf öffentlicher Unternehmen an das 
in- oder ausländische Kapital.
Rückführung privatisierter Bereiche der Infrastruk-
tur in öffentliches Eigentum.
Verfassungsmäßige Verankerung des öffentlichen 
Eigentums.

■

■

■

■

» Gemeinsam gegen 
weiteren Ausverkauf 
und Raub öffentlichen 
Eigentums. Jetzt 
gemeinsam kämpfen. Mut 
zum Widerstand. «

Robert Hobek
Zusteller

BRV Postamt 1230 Wien, 
AK-Rat Wien 

Öffent-
liches 
Eigentum
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Seit Jahren steigen die 
Wohnkosten weit über 
der allgemeinen Infla-
tionsrate. Die Ursache 
ist nicht nur die spe-
kulative Entwicklung 
am Immobiliensektor, 
sondern auch überpro-
portionale Erhöhungen 
kommunaler Tarife und der Energiepreise, welche 
über die Betriebskosten das Wohnen verteuern. Da-
von betroffen sind vor allem einkommensschwache 
Haushalte, die einen Großteil ihres Einkommens für 
das Wohnen ausgeben müssen.

Der GLB fordert: 
Einheitliche Mietzinskategorien gestaffelt nach 
Ausstattungsgrad.
Kommunaler Wohnbau zu sozialen Mieten für den 
dringendsten Bedarf.
Beseitigung des Einflusses der Banken im Wohn-
bau.
Gesetzliche Regelungen zur Einweisung Woh-
nungssuchender in leerstehende Wohnungen. 
Einführung von Belastungsobergrenzen für Wohn-
kosten.
Vorrang der Wohnbauförderung für Mietwoh-
nungen.
Keine Privatisierung von kommunalen oder Ge-
nossenschaftswohnungen.
Befreiung von Mieten und Betriebskosten von der 
Mehrwertsteuer.

■

■

■

■

■

■

■

■

Trotz schrumpfender Res-
sourcen wird der sinnvolle 
Einsatz von Energie viel 
zu wenig forciert, statt En-
ergiesparen, Umstieg auf 
erneuerbare Energie wird 
auf Erschließung neuer öko-
logisch meist bedenklicher 
Energiequellen gesetzt. Nied-
rigen Energiepreisen für die 
Industrie stehen wachsende Kosten für 
die Haushalte gegenüber. Durch eine wachsende Zahl 
von Energieabschaltungen bei Strom und Gas bleiben 
immer mehr Wohnungen von einkommensschwachen 
Familien kalt und finster.

Der GLB fordert:
Erhalt der Energieversorgung im öffentlichen Ei-
gentum. 
Förderung des Umstiegs auf erneuerbare Energie 
und von Energiesparmaßnahmen.
Verbot von Strom- und Gasabschaltungen. Ein-
führung einer Energiegrundsicherung.

■

■

■

Wohnen

Energie
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»  Warum sollen wir mit Belastungspaketen dafür 
zahlen, dass bankrotte Banken mit unseren 
Steuergeldern gerettet werden?
Lieber gesunde Banken vergesellschaften als bankrotte 
Banken mit Milliarden Steuergeldern sanieren «

Andreas Spechtenhauser
Metallarbeiter
Fa. Blum, Vorarlberg

Als ein Dogma des Turbokapitalismus gilt die uneinge-
schränkte Mobilität. Die vier Grundfreiheiten der 

EU sind ein Ausdruck da-
von. Produktionen werden 
entsprechend der Profitma-
ximierung in Billiglohnlän-
der verlagert, Güter kreuz 
und quer durch Europa 
transportiert und von den 
Beschäftigten wird umfas-
sende Mobilität verlangt. 
Negative Auswirkungen 
auf Mensch und Natur 
spielen eine untergeord-
nete Rolle.

Der GLB fordert:
Freie Fahrt für Pendler_innen zur und von der Ar-
beit auf öffentlichen Verkehrsmitteln. 
Ausbau der Öffis, finanziert durch eine Verkehrs-
abgabe der Unternehmen.
Zwingende Verlagerung des Gütertransits auf 
Schiene und Wasser.

■

■

■

Die Sonntagsreden 
der etablierten Poli-
tik über Demokratie 
werden durch eine 
wachsende Über-
wachung konter-
kariert und stoßen 
insbesondere in der 

Wirtschaft rasch an ihre 
Grenzen. Die Interessen des Kapitals gehen allemal 
vor jenen der Beschäftigten, welche letztlich aber alle 
Werte produzieren. Und nicht wenige Unternehmen 
tun alles um sogar die bescheidene Form der Mitspra-
che durch Betriebsrät_innen zu verhindern.

Der GLB fordert:
Stärkung der wirtschaftlichen Mitbestimmungs-
rechte von Betriebsrät_innen und Beschäftigten. 
Sanktionen gegen Betriebe, deren Firmenleitung 
Betriebsratswahlen verhindern.
Aktives Auftreten gegen Angriffe auf Vertretungen 
der Lohnabhängigen (ÖGB, AK, Betriebsräte etc.)

■

■

■

Mobilität

Demo-
kratie
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Die Gemeinden als unterste politische Ebene der Ge-
sellschaft sind immer stärker mit dem Widerspruch 
zwischen wachsenden Anforderungen und finanziel-
ler Enge konfrontiert. Restriktive neoliberale Budget-
auflagen auf EU-Ebene wie Maastricht-Kriterien und 
Fiskalpakt haben Tarif- und Gebührenerhöhungen, 
wachsende Leistungsverdichtung für das Personal, 
Ausgliederungen und Privatisierungen zur Folge.

Der GLB fordert:
Aufhebung der restriktiven Budgetauflagen, Re-
form des Finanzausgleichs zugunsten der Gemein-
den.
Erhaltung der kommunalen Infrastruktur als öffent-
liches Eigentum.

■

■

» Der neoliberale Kapitalismus setzt voll auf 
Konkurrenz und zerstört die Solidarität und 
den gesellschaftlichen Zusammenhalt. «

Hilde Tragler
Arbeiterin

BR Magna Steyr Graz 

Kommu-
nales
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Die Chance für eine grund-
legende Reform der Ge-
werkschaftspolitik als Kon-
sequenz auf die mit dem 
BAWAG-Skandal von 
2006 sichtbar gewordene 
Krise des ÖGB wurde 
verspielt. Die Führung hat 

letztlich ihren Kurs der Unterord-
nung unter Regierung und Sozialpartner zementiert.

Der GLB fordert:
Demokratisierung der Gewerkschaften.
Urabstimmungen bei Lohnverhandlungen oder 
andere grundlegende Fragen.
Öffnung entsprechend dem Wandel in der Ar-
beitswelt für neue Gruppen wie Scheinselbstän-
dige usw. 

■

■

■

» Die Produktivität war 
noch nie so hoch wie 
heute, aber die Verteilung 
ist falsch, daher gibt es 
zunehmende Armut und 
soziale Unsicherheit. «

Erwin Stingl
P� egehelfer 

Volkshilfe NÖ 

EuropaGewerk-
schaften
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Die EU ist nicht die Antwort 
auf die Globalisierung, 
vielmehr ist das „Europa 
der Konzerne“ ein trei-
bender Teil derselben. 
Die EU in ihrer jetzigen 
Form ist eine gigantische 
Umverteilungsmaschine, 

welche die Reichen noch reicher 
macht und immer mehr Menschen in die Armutsfalle 
schickt. Der EU-Vertrag von Lissabon will das neolibe-
rale Modell festschreiben. Ein „soziales Europa“ ist mit 
dem „Europa der Konzerne“ nicht machbar.

Der GLB fordert:
Einsatz für ein anderes, nämlich soziales, fried-
liches, demokratisches, ökologisches und feminis-
tisches Europa.
Verstärkung der europaweiten und internationalen 
Zusammenarbeit der Gewerkschaften.

■

■

Mit dem EU-Vertrag 
und der darin veran-
kerten Aufrüstungs-
verpflichtung erhält 
die Militarisierung 
der EU Verfassungs-
status. Die in Sonn-
tagsreden immer 

noch beschworene öster-
reichische Neutralität wird damit immer weiter ausge-
höhlt. Aufrüstung bedeutet aber nicht nur die Gefahr 
in kriegerische Auseinandersetzungen hineingezogen 
zu werden, sondern geht erwiesenermaßen auch auf 
Kosten sozialer Ansprüche.

Der GLB fordert:
Erhalt der immerwährenden Neutralität durch eine 
aktive Neutralitätspolitik. 
Keine Beteiligung Österreichs an der Euro-Armee 
und Interventionseinsätzen.
Austritt aus der NATO-Partnerschaft. Auflösung 
des Bundesheeres.
Aufstockung der Mittel für Entwicklungszusam-
menarbeit auf mindestens 0,7 Prozent des BIP.

■

■

■

■

Europa Frieden
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» Den gesetzlich vorgesehenen Zugang zum 
Arbeitsmarkt für AsylwerberInnen endlich 
umsetzen, ein Ende mit dem Bartensteinerlass!
„Jeder Mensch hat das Recht auf Arbeit.“ 
(Allgemeine Erklärung der Menschenrechte, 
Artikel 23). «

Dagmar Schindler
Flüchtlingsberaterin 



GLB-Bundesleitung 
Hugogasse 8 
1110 Wien 
+43 664 6145012 
office@glb.at, www.glb.at

GLB-ÖGB
Johann-Böhm-Platz 1 
1020 Wien 
+ 43  53444 39490 
oliver.jonischkeit@oegb.at

GLB-GdG
Elterleinplatz 6/2. Stock
1170 Wien 
+43 1 4076 936 
glb-gemeinde@inode.at, www.glb-gemeinde.at

GLB-PRO-GE, siehe GLB-ÖGB, 
+43 660 1426080

GLB-GPA-DJP, siehe GLB-ÖGB, 
+43 664 6145012

GLB-GPF, siehe GLB-ÖGB, 
+43 664 4653383 
roho64@aon.at

GLB-vida
Johann-Böhm-Platz 1, 1020 Wien 
+ 43 664 6145713 
franz.gruen@vida.at,www.glbvida.at

GLB-Burgenland
Hauptstraße 26, 7000 Eisenstadt 
+43 699 11799444 
dagmar.hanifl@gmail.com

■

■

■

■

■

■

■

■

GLB-Kärnten
Ludwig-Walter-Straße 29, 9500 Villach 
+43 699 10073931 
karinp@inode.at

GLB-Niederösterreich
Andreas Hofer-Straße 4, 3100 St. Pölten 
+43 2742 71074 0 
lipress@aon.at

GLB-Oberösterreich
Melicharstraße 8, 4020 Linz 
+43 732 652156 
glb@gmx.org

GLB-Salzburg
Elisabethstraße 11, 5020 Salzburg 
+43 650 7212104 
glb-salzburg@gmx.at

GLB-Steiermark
Lagergasse 98a, 8020 Graz 
+43 660 1426080
glb@glb-steiermark.at, www.glb-steiermark.at

GLB-Tirol
Gumppstraße 36, 6020 Innsbruck 
+43 699 18391077 
glb@imzoom.info

GLB-Vorarlberg
p.A. Andreas Spechtenhauser
Bitzeweg 6/2, 6971 Hard, 
+43 650 2641977 
glb.vorarlberg@vol.at

GLB-Wien, siehe GLB-ÖGB, 
+43 676 3641080  oder +43 664 6145012
glb-aktiv@sichelschmiede.at, www.glb-wien.at

■

■

■

■

■

■

■

■

Kontakt
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